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13. Wahlperiode 

20. 06. 95 


Antrag 

der Gruppe der PDS 


Verhinderung der Versenkung der Shell-Ölplattform „Brent Spar“ 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, 

1. diejenigen Industrieunternehmen, Kreditinstitute, Großfor- 
schungseinrichtungen, Sondervermögen sowie Aktien- und 
sonstige Gesellschaften, an denen der Bund mit mindestens 
25 Prozent am Nennkapital und am buchmäßigen Eigenver- 
mögen beteiligt ist, unverzüglich zu veranlassen, bis zum gene- 
rellen Verzicht des Shell- Konzerns auf die Versenkung von 
Öl- Plattformen keine Produkte der Mineralölgruppe „Royal 
Dutch/Shell" zu erwerben; 

2. die Bundesministerien anzuweisen, im Rahmen der sächlichen 
Verwaltungsausgaben keine Mittel für den Erwerb von Pro- 
dukten des Shell-Konzerns bereitzustellen. 

Bonn, den 19. Juni 1995 

Dr. Gregor Gysi und Gruppe 


Begründung 

Mit der vom Shell-Konzern geplanten Versenkung der Öl-Platt- 
form „Brent Spar" würden u. a. 130 Tonnen schwermetallhaltige 
Ölschlämme in das Meer gelangen. Das muß aus ökologischen 
Gründen verhindert werden. Die Versenkung der Öl-Plattform 
würde zudem alle Bemühungen zunichte machen, Schadstoffein- 
leitungen in Flüsse und damit in die Nordsee zu verringern. 

Der Shell-Konzern lehnt die Verschrottung der Öl-Plattform an 
Land unter anderem deshalb ab, weil diese umgerechnet rund 
103 Mio. DM kosten würde. Ungeachtet der Tatsache, daß die 
Umweltschutzorganisation „ Greenpeace " darauf hingewiesen 
hat, daß ein 1992 von Shell in Auftrag gegebenes Gutachten die 
Gesamtkosten der Verschrottung auf umgerechnet rund 22 Mio. 
DM bezifferte, ist festzuhalten, daß die britisch-niederländische 
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Mineralölgruppe „Royal Dutch/Shell" 1994 insgesamt rund 
210 Mrd. DM umgesetzt und dabei einen Nettogewinn von 
10 Mrd. DM erzielt hat. Der Shell-Konzern wäre angesichts dieser 
Gewinnbilanz durchaus in der Lage, auf die Versenkung der Öl- 
Plattform im Nordatlantik zu verzichten und die Verschrottung an 
Land zu finanzieren. 

Die Bundesregierung hat nach Auffassung der Gruppe der PDS 
noch längst nicht alle Möglichkeiten ausgeschöpft, um den Shell- 
Konzern zum Verzicht auf die Versenkung der Plattform zu bewe- 
gen. Diesbezügliche Aktivitäten des Bundeskanzlers auf dem 
G-7-Gipfel in Halifax waren offenbar eher auf den innenpoli- 
tischen Effekt ausgerichtet und sollten vom umweltpolitischen 
Versagen dieser Bundesregierung ablenken. Das Engagement 
des Bundeskanzlers für die Umwelt hat überdies den Verdacht ge- 
nährt, daß sein medienwirksamer Auftritt überdecken sollte, daß 
die Bundesrepublik Deutschland den Vorschlag des kanadischen 
Regierungschefs abgelehnt hat, einen Teil der Goldbestände des 
Internationalen Währungsfonds zu verkaufen und hieraus den 
ärmsten Ländern einen Schuldenerlaß zu finanzieren. 

Die Bundesregierung bleibt aufgefordert, den umweltpolitischen 
Erklärungen des Bundeskanzlers Taten folgen zu lassen und z. B. 
auf den Shell-Konzern im Rahmen ihrer Möglichkeiten Druck aus- 
zuüben. Der Bund verfügte Ende 1993 über 209 unmittelbare Be- 
teiligungen und über 335 mittelbare Beteiligungen mit minde- 
stens 25 v. H. und einem Nennkapital von wenigstens 100 000 DM 
(Bundesministerium der Finanzen: Beteiligungen des Bundes im 
Jahre 1993, S. 1). Nach Angaben der Bundesregierung gehören zu 
den „ Schwerpunkte [n] der Bundesbeteiligungen " unter anderem 
„das industrielle Bundes vermögen" und das „Verkehrswesen" 
(ebd.). Dazu zählt vor allem die Deutsche Bahn AG. Würde sich 
die Bundesregierung dazu entschließen, im Rahmen dieser Bun- 
desbeteiligungen durchzusetzen, daß Produkte des Shell-Kon- 
zerns nicht erworben werden, dann könnte sie möglicherweise 
erreichen, daß auf die Versenkung der Öl-Plattform verzichtet 
wird. 

Der Bund ist deshalb aufgefordert, seine Marktmacht als Auftrag- 
geber und Nachfrager zugunsten der Umwelt einzusetzen. 
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